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Falschparken Thalia

Erstellungsdatum: 21.03.2023
Freigabedatum:

Einreicher: Fraktion Sozial.DIE LINKE.Potsdam

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zuständigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, das Ordnungsamt anzuweisen, die Kontrolldichte wegen 
Falschparkens in der Rudolf-Breitscheid-Str., im Bereich der Tramhaltestellen S-Bahnhof/Wattstraße, 
zu erhöhen.

Eine Auswertung ist im III/Quartal 2023 der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.

gez. Dr. Sigrid Müller, Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzende
Unterschrift Ergebnisse der Vorberatungen 

auf der Rückseite

Beschlussverfolgung gewünscht: Termin:
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Demografische Auswirkungen:

Klimatische Auswirkungen:

Finanzielle Auswirkungen? Ja Nein
(Ausführliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne öffentl. 
Förderung), beantragte/bewilligte öffentl. Förderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblätter beifügen

Begründung: 

Die Antwort der Verwaltung auf die „Kleine Anfrage“ Parkverbote vor dem Thalia, 23/SVV/0129, zeigt, das 
dem Problem, mit ca. 2 Knöllchen/Tag für die gesamte Rudolf-Breitscheid-Str., keine Abhilfe geschaffen wurde.
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Landeshauptstadt Potsdam 
Geschäftsbereich 

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 
Titel des Antrages: 

Drucksache Nr.: TOP: 

Stellungnahme der Verwaltung 
1. Rechtliche Einschätzung

2. Berücksichtigung im Haushaltsplan

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

4. Inhaltliche Einordnung

Datum/Unterschrift 
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	frm_RechtlEinsch: Die Stadt Potsdam ist zur Überwachung des ruhenden Verkehrs verpflichtet. Nicht nur an der hier thematisierten Rudolf-Breitscheid-Straße ist zu konstatieren, dass es trotz intensiver Kontrollen zu einer nennenswerten Anzahl an Verstößen gegen die Straßenverkehrsordnung kommt. Die Kontrolltätigkeiten können bei der Analyse der Situation allerdings nicht isoliert stehen. Das bedeutet, dass auch regelmäßig verkehrsrechtliche bzw. -gestalterische Maßnahmen in die Prüfung einzubeziehen sind. Zunehmende Nutzungskonflikte durch die Neugestaltung des Verkehrsraums können nicht ausschließlich auf der Ebene von Verkehrskontrollen gelöst werden. Insofern wird empfohlen, den Beschlussvorschlag als Prüfauftrag zu formulieren, ganzheitlich verkehrsrechtliche Maßnahmen in der Rudolf-Breitscheid-Straße zu prüfen.
	frm_Berücksichtigung im Haushaltsplan: Um Falschparkern Einhalt zu gebieten und die innerörtliche Verkehrssicherheit zu erhöhen, ist die Überwachung und Kontrolle des ruhenden Verkehrs ein wichtiges Steuerungselement. Deshalb wurden im Rahmen des Haushaltsplanungsprozesses 2023/2024 personelle Aufstockungen angemeldet, konnten aus gesamtstädtischer Sicht jedoch nicht realisiert werden. Bereits im Kontext der Forderung nach Einführung einer Fahrradstaffel wies die Stadtverwaltung darauf hin, dass perspektivisch die Einrichtung einer neuen Arbeitsgruppe Verkehrsüberwachung mehr Effizienzgewinn verspricht (23/SVV/0294) - nicht zuletzt aufgrund der Möglichkeit einer geringeren Eingruppierung der für die Überwachung des ruhenden Verkehrs eingesetzten Mitarbeiter/-innen im Vergleich zu regulären Bediensteten im Außendienst des Ordnungsamtes. Diese Initiative des Fachbereichs Ordnung und Sicherheit verdeutlicht, dass das Erfordernis gesehen wird, die Überwachung des ruhenden und fließenden Verkehrs weiter zu optimieren.
	frm_Zeitliche Umsetzbarkeit: Die Ziffern 3 und 4 werden aus Gründen des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. Im Antrag wird die Anzahl an „Knöllchen“ in der Rudolf-Breitscheid-Straße mit 2 pro Tag kritisiert wird. Die Berechnung, die der Antragsteller vorgenommen hat, ist allerdings nicht valide. Ausgehend von der von der Stadtverwaltung mitgeteilten Anzahl an Verwarnungen im Jahr (23/SVV/0129) wird nun eine Anzahl pro Tag „errechnet“. Diese Vorgehensweise ist nicht solide und ähnelt der von Experten intensiv kritisierten sog. Verbrechensuhr, in der aufgrund der registrierten Straftaten (z.B. Wohnungseinbruch) „berechnet“ wird, mit welcher Wahrscheinlichkeit mit dem Eintreten dieses Delikts zu rechnen ist im Sinne von: „In Deutschland wird alle vier Minuten eingebrochen“ (vgl. Berliner Morgenpost vom 11.05.2013). Wie bereits in der o.a. Antwort auf die Kleine Anfrage ausgeführt wurde, unterliegt die Rudolf-Breitscheid-Str. in der Gesamtbetrachtung einer angemessen Kontrolldichte, wobei ergänzend auszuführen ist, dass in die dort genannten Kontrollen Präsenz und Kontrollen der Polizeiinspektion Potsdam noch gar nicht einbezogen sind. Die Überwachung des Straßenverkehrs ist keine exklusive Aufgabe der Stadtverwaltung. Der Einreicher lässt zudem außer Acht, dass nach Einschätzung des Ordnungsamtes keine erhöhten Verkehrsverstöße zu konstatieren sind und die Beschwerdelage mit 14 Meldungen seit August 2022 in der Einsatzzentrale des Ordnungsamtes im Vergleich zu anderen Verkehrsknotenpunkten als eher gering zu bewerten ist.
	frm_Inhaltliche Einordnung: Die Verlagerung der Kontrollen, wie sie gefordert wird, geht zu Lasten anderer Kontrollen und kann zu nichtintendierten Effekten führen, z.B. Reduzierung der Verkehrsüberwachung in Brennpunkten, aus der heraus sich eine eigene Beschwerdelage entwickeln kann. Das Einsatzmanagement des Ordnungsamtes agiert auf der Grundlage vielfältiger Einflussfaktoren, zu der Hinweise durch Bürger/-innen oder Gewerbetreibende beitragen. Aufgabe des Ordnungsamtes ist es, die gesetzlichen Aufgaben in eine Balance mit den zur Verfügung stehenden Ressourcen zu bringen. Eine Auswertung im 3. Quartal 2023 kann ohnehin nicht zu aussagekräftigen Erkenntnissen führen. Bis dato liegen nur allgemeine Aussagen zur Präsenz des Ordnungsdienstes in der Rudolf-Breitscheid-Str. sowie die Anzahl an Verwarnungen vor. Die Initiierung eines Auswerteprojekts führt zu einem hohen Registrierungs- u. Erfassungsaufwand, zumal aktuell keine IT-Lösungen vorhanden sind, um diese Daten zu verarbeiten und zu analysieren. Insofern müsste dies händisch erfolgen. Gemessen an der o.a. Qualität der Problemlage steht der Aufwand nicht im Verhältnis zu einem etwaigen Erkenntnisgewinn. Dadurch, dass diese Arbeit von den Mitarbeitenden zu leisten ist, reduziert sich deren Präsenz im Außendienst. Die Auswertung ist mit der Erwartungshaltung verknüpft, wonach Kontrollen/Präsenz des Ordnungsamtes in direktem Zusammenhang mit den Verwarnungen stehen. Aus derartigen bivariaten Zusammenhängen sind jedoch keine Kausalaussagen möglich - insofern greift der Antrag auch hier ins Leere.
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